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(Jr. 10094.) Geſetz, betreffend die Verſetzung richterlicher Beamten in den Ruheſtand. Vom 
13. Juli 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Sl. 


Richterliche Beamte, welche vor dem 1. Januar 1900 das 65. Lebensjahr 
vollendet haben werden, können mit ihrer Zuſtimmung durch Königliche Ver— 
fügung mit dem Ablaufe des 31. Dezember 1899 in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzt werden. 

Sie beziehen in dieſem Falle bis zum 31. Dezember 1902, auch wenn ſie 
vorher dienſtunfähig werden, das Dienſteinkommen, welches ihnen vom 1. Ja⸗ 
nuar 1900 ab zuſtehen würde, einſchließlich des bisherigen Wohnungsgeldzuſchuſſes, 
unverkürzt als Wartegeld. 

Auf ſeinen Antrag kann ein Beamter auch zu einem früheren Zeitpunkte, 
jedoch früheſtens mit dem Ablaufe des 30. September 1899, in den einſtweiligen 
Ruheſtand verſetzt werden. Er bezieht alsdann das im zweiten Abſatze beſtimmte 
Wartegeld drei Jahre lang von dieſem Zeitpunkt ab. 

Als Verkürzung des Dienſteinkommens iſt es nicht anzuſehen, wenn die 
Gelegenheit zur Wahrnehmung von Nebenämtern oder zum Bezuge von Neben 
einnahmen entzogen wird. a 

Das Wittwen⸗ und Waiſengeld für die Hinterbliebenen ſolcher Beamten 
wird in jedem Falle unter Zugrundelegung von drei Vierteln des penſions⸗ 
berechtigten Dienſteinkommens gewährt. 
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$. 2. 

Nach Ablauf der Zeit, während deren ſie das Wartegeld beziehen ($. 1 
Abſ. 2, 3) treten die im $. 1 bezeichneten Beamten kraft Geſetzes gänzlich in den 
Ruheſtand und erhalten die geſetzliche Penſion mit der Maßgabe, daß dieſe ohne 
Rückſicht auf die Dauer der Dienſtzeit auf drei Viertel des penſionsberechtigten 
Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Yacht „Hohenzollern“, Merok, den 13. Juli 1899. 


d. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. 


(Nr. 10095.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Bitburg. Vom 1. Juli 1899. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörige Gemeinde 
Bollendorf 
am 15. Auguſt 1899 beginnen ſoll. 


Berlin, den 1. Juli 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


„„ 


(Nr. 10096.) Verfügung des Juſtizminiſters wegen Aufhebung der Hypothekenämter in 
Berncaſtel, Prüm und Trier. Vom 6. Juli 1899. 


Mi Rückſicht auf das Fortſchreiten der Arbeiten zur Anlegung des Grund⸗ 
buchs in den Bezirken der Hypothekenämter in Berncaſtel, Prüm und Trier wird 
auf Grund des F. 2 des Geſetzes vom 18. Juli 1896 (Gejeg- Samml. S. 165) 
die Aufhebung dieſer Hypothekenämter zum 1. Oktober 1899 angeordnet. 

Die Geſchäfte derſelben werden von dieſem Zeitpunkte ab auf die an ihren 
Sitzen belegenen Amtsgerichte übertragen. 


Berlin, den 6. Juli 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 10097.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Adenau, Bitburg und Wittlich. 
Vom 10. Juli 1899. 


Au Grund des H. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Gefeß-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im $. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Bongard, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörige Stadtgemeinde 

Bitburg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörige Gemeinde Reil 

am 15. Auguſt 1899 beginnen ſoll. 


Berlin, den 10. Juli 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Nr. 10096-10097.) 


RO 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. April 1899, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Soeſt das Recht verliehen worden iſt, das zur Durchführung 
der Kanaliſation der Stadt erforderliche Grundeigenthum im Wege der 
Enteignung zu erwerben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Arnsberg Nr. 25 S. 369, ausgegeben am 24. Juni 1899; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Mai 1899, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Glogau das Recht verliehen worden iſt, das zur Ausführung 
der Erweiterung des ſtädtiſchen Waſſerwerks erforderliche Grundeigenthum 
im Wege der Enteignung zu erwerben, oder, ſoweit dies ausreichend iſt, 
mit einer dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 27 S. 209, ausgegeben am 8. Juli 1899, 

3) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. Juni 1899 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Trier im Betrage 
von 1 800 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Trier Nr. 26 S. 277, ausgegeben am 30. Juni 1899; 

4) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 7. Juni 1899, betreffend die 
Erweiterung des Brohlthaler Eiſenbahnunternehmers, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 28 S. 198, ausgegeben am 
13. Juli 1899, 

5) das am 7. Juni 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut des Carlowitz⸗ 
Ranſener Deichverbandes durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 26 S. 253, ausgegeben am 1. Juli 1899, 

6) der am 7. Juni 1899 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Forſt⸗Binningen im Kreiſe Cochem 
vom 26. Mai 1894 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Coblenz Nr. 27 S. 189, ausgegeben am 6. Juli 1899; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Juni 1899, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Weißenfels zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zur Herſtellung eines Zufuhrweges von dem 
Oſterfeld⸗Cauerwitzer Kommunikationswege bis zur Station Cauerwitz der 
Nebeneiſenbahn Zeitz Camburg in Anſpruch zu nehmenden Grund⸗ 
eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg 
Nr. 27 S. 277, ausgegeben am 8. Juli 1899. 


— — — — 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


